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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung
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B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

89  Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen dem Kreis Coesfeld und der 
Gemeinde Ascheberg

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Coesfeld und der Gemeinde Ascheberg zur 
Übertragung der Erteilung von Ausnahmen und Befreiun-
gen für baugenehmigungsfreie Bauvorhaben habe ich mit 
Verfügung vom heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 
1 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG NRW) genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 01. April 2020  Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-116/2020.0002 
 Im Auftrag 
 gez. Wellmann

Öffentlich-rechtIiche Vereinbarung des Kreises  
Coesfeld und der Gemeinde Ascheberg

Der Kreis Coesfeld und die Gemeinde Ascheberg haben 
nachstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlos-
sen:

Zwischen der Gemeinde Ascheberg und dem Kreis Coesfeld 
wird gemäß §§ 1 und 23 ff. des Gesetzes über die kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.10.1979 (GV NW S. 621 SGV NRW 202), 
in der zuletzt geänderten Fassung folgende delegierende öf-
fentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen:

§ 1

(1)  Der Kreis Coesfeld übernimmt für die Gemeinde Asche- 
berg die Aufgabe der Bescheidung von Anträgen über 
die Erteilung von Ausnahmen und Befreiungen für bau-

genehmigungsfreie Bauvorhaben gem. § 69 Absatz 3 
Bauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW 2018)

(2)  Das Recht und die Pflicht der Gemeinde Ascheberg zur 
Erfüllung dieser Aufgaben geht auf den Kreis Coesfeld 
über (§ 23 Abs. 1 erste Alternative, § 23 Abs. 2 S. 1 
GkG).

(3)  Für alle vor dem Inkrafttreten der Vereinbarung bei der 
Gemeinde Ascheberg vorliegenden Anträge verbleibt es 
bei der bisherigen Zuständigkeit.

 
§ 2

Der Kreis Coesfeld verpflichtet sich, die für die ordnungs-
gemäße Aufgabenerfüllung notwendigen materiellen und 
personellen Voraussetzungen zu gewährleisten.

 
§ 3

Die im Rahmen der Aufgabenerledigung anfallenden Ge-
bühren stehen dem Kreis Coesfeld in voller Höhe zu. Auf 
eine Entschädigungsregelung (§ 23 Abs. 4 GkG) wird ver-
zichtet. Die zusätzlichen Gebühreneinnahmen werden die 
personellen Mehraufwendungen des Kreises Coesfeld in 
Teilen, aber nicht vollumfänglich, decken.

 
§ 4

Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen. Sie kann von jedem Beteiligten 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Jahr zum 
Ende eines Haushaltsjahres schriftlich gekündigt werden, 
erstmals nach 2 Jahren nach Inkrafttreten.

 
§ 5

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung rechts-
unwirksam sein oder werden oder sollte sich eine Lücke 
herausstellen, so berührt das die Wirksamkeit des übrigen 
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       für baugenehmigungsfreie Bauvorhaben gem. § 69 Ab-
satz 3 Bauordnung Nordrhein-Westfalen.

(2)  Das Recht und die Pflicht der Stadt Billerbeck zur  
Erfüllung dieser Aufgaben geht auf den Kreis Coesfeld 
über (§ 23 Abs. 1 erste Alternative, § 23 Abs. 2 S. 1 
GkG).

  Für alle vor dem Inkrafttreten der Vereinbarung bei der 
Stadt Billerbeck vorliegenden Anträge verbleibt es bei 
der bisherigen Zuständigkeit.

 
§ 2

Der Kreis Coesfeld verpflichtet sich, die für die ordnungs-
gemäße Aufgabenerfüllung notwendigen materiellen und 
personellen Voraussetzungen zu gewährleisten.

 
§ 3

Die im Rahmen der Aufgabenerledigung anfallenden Ge-
bühren stehen dem Kreis Coesfeld in voller Höhe zu. Auf 
eine Entschädigungsregelung (§ 23 Abs. 4 GkG) wird ver-
zichtet. Die zusätzlichen Gebühreneinnahmen werden die 
personellen Mehraufwendungen des Kreises Coesfeld in 
Teilen, aber nicht vollumfänglich decken.

 
§ 4

Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen. Sie kann von jedem Beteiligten 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Jahr zum 
Ende eines Haushaltsjahres schriftlich gekündigt werden, 
erstmals nach 2 Jahren nach Inkrafttreten. 

 
§ 5

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung rechts-
unwirksam sein oder werden, oder sollte sich eine Lücke 
herausstellen, so berührt das die Wirksamkeit des übrigen 
InhaItes nicht. Unwirksame Bestimmungen gelten vielmehr 
als durch wirksame Regelungen ersetzt, Lücken als ausge-
füllt, wie dies dem zum Ausdruck kommenden Willen der 
Beteiligten am besten entspricht. Die Beteiligten verpflich-
ten sich wechselseitig, an einer schriftlichen Niederlegung 
solcher Bestimmungen mitzuwirken.

 
§ 6

Diese Vereinbarung tritt am Tage nach der Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft  
(§ 24 GkG).

Coesfeld, den

 

Schulze Pellengahr, Landrat  Helmich, Dezernent

Billerbeck, den 20.01.2020

 

Dirks, Bürgermeisterin  Mollenhauer, 
                Fachbereichsleiter 
                Planen und Bauen

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 222

Inhaltes nicht. Unwirksame Bestimmungen gelten vielmehr 
als durch wirksame Regelungen ersetzt, Lücken als ausge-
füllt, wie dies dem zum Ausdruck kommenden Willen der 
Beteiligten am besten entspricht. Die Beteiligten verpflich-
ten sich wechselseitig, an einer schriftlichen Niederlegung 
solcher Bestimmungen mitzuwirken.

 
§ 6

Diese Vereinbarung tritt am Tage nach der Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft  
(§ 24 GkG).

Coesfeld, den

 
Schulze Pellengahr, Landrat  Helmich, Dezernent

Ascheberg, den 22.01.2020

 
Dr. Risthaus, Bürgermeister  van Roje,  
     vertretungsber.  
     Angestellter

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 221-222

90  Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen dem Kreis Coesfeld und der 
Stadt Billerbeck

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Coesfeld und der Stadt Billerbeck zur 
Übertragung der Erteilung von Ausnahmen und Befreiun-
gen für baugenehmigungsfreie Bauvorhaben habe ich mit 
Verfügung vom heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 
1 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG NRW) genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 01. April 2020  Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-116/2020.0001 
 Im Auftrag 
 gez. Wellmann

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung des Kreises  
Coesfeld und der Stadt Billerbeck

Der Kreis Coesfeld und die Stadt Billerbeck haben nachste-
hende öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen:

Zwischen der Stadt Billerbeck und dem Kreis Coesfeld wird 
gemäß §§ 1 und 23 ff. des Gesetzes über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 01.10.1979 (GV NW S. 621 SGV NRW 202), 
in der zuletzt geänderten Fassung folgende delegierende öf-
fentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen:

§ 1

(1)  Der Kreis Coesfeld übernimmt für die Stadt Billerbeck 
die Aufgabe der Erteilung der Bescheidung von Anträ-
gen über die Erteilung von Ausnahmen und Befreiungen
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gemäße Aufgabenerfüllung notwendigen materiellen und 
personellen Voraussetzungen zu gewährleisten.

 
§ 3

Die im Rahmen der Aufgabenerledigung anfallenden Ge-
bühren stehen dem Kreis Coesfeld in voller Höhe zu. Auf 
eine Entschädigungsregelung (§ 23 Abs. 4 GkG) wird ver-
zichtet. Die zusätzlichen Gebühreneinnahmen werden die 
personellen Mehraufwendungen des Kreises Coesfeld in 
Teilen, aber nicht vollumfänglich decken.

 
§ 4

Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen. Sie kann von jedem Beteiligten 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Jahr zum 
Ende eines Haushaltsjahres schriftlich gekündigt werden, 
erstmals nach 2 Jahren nach Inkrafttreten. 

 
§ 5

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung rechts-
unwirksam sein oder werden oder sollte sich eine Lücke 
herausstellen, so berührt das die Wirksamkeit des übrigen 
Inhaltes nicht. Unwirksame Bestimmungen gelten vielmehr 
als durch wirksame Regelungen ersetzt, Lücken als ausge-
füllt, wie dies dem zum Ausdruck kommenden Willen der 
Beteiligten am besten entspricht. Die Beteiligten verpflich-
ten sich wechselseitig, an einer schriftlichen Niederlegung 
solcher Bestimmungen mitzuwirken. 

 
§ 6

Diese Vereinbarung tritt am Tage nach der Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft  
(§ 24 GkG).

Coesfeld, den

Schulze Pellengahr, Landrat  Helmich, Dezernent

Nottuln, den

 
Mahnke, Bürgermeisterin  Block, Beigeordnete 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 223

91  Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen dem Kreis Coesfeld und der 
Gemeinde Nottuln

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Coesfeld und der Gemeinde Nottuln zur 
Übertragung der Erteilung von Ausnahmen und Befreiun-
gen für baugenehmigungsfreie Bauvorhaben habe ich mit 
Verfügung vom heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 
1 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG NRW) genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 01. April 2020  Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-116/2020.0003 
 Im Auftrag 
 gez. Wellmann

Offentlich-rechtliche Vereinbarung des Kreises  
Coesfeld und der Gemeinde Nottuln

Der Kreis Coesfeld und die Gemeinde Nottuln haben nach-
stehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen:

Zwischen der Gemeinde Nottuln und dem Kreis Coesfeld 
wird gemäß §§ 1 und 23 ff. des Gesetzes über die kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.10.1979 (GV NW S. 621 SGV NRW 202), 
in der zuletzt geänderten Fassung folgende delegierende öf-
fentlich-rechtliche Vereinbarung geschlossen:

 
§ 1

(1)  Der Kreis Coesfeld übernimmt für die Gemeinde Not-
tuln die Aufgabe der Erteilung der Bescheidung von An-
trägen über die Erteilung von Ausnahmen und Befrei-
ungen sowie Abweichungen für baugenehmigungsfreie 
Bauvorhaben gem. § 69 Abs. 3 der Bauordnung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (BauO NRW).

(2)  Das Recht und die Pflicht der Gemeinde Nottuln zur 
Erfüllung dieser Aufgaben geht auf den Kreis Coesfeld 
über (§ 23 Abs. 1 erste Alternative, § 23 Abs. 2 S. 1 
GkG).

  Für alle vor dem Inkrafttreten der Vereinbarung bei der 
Gemeinde Nottuln vorliegenden Anträge verbleibt es bei 
der bisherigen Zuständigkeit.

 
§ 2

Der Kreis Coesfeld verpflichtet sich, die für die ordnungs-

C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen

92  Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG 
NRW)

Herrn Raymond Enstone
geb. am 21.03.1966 in Osterheide

kann ein Schriftstück der Kreispolizeibehörde Steinfurt 
vom 01.04.2020 – Aktenzeichen: ZA1.2-57.01.59-16/2020 
– nicht zugestellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort 
unbekannt ist.

Er wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück unverzüglich 
bei der Kreispolizeibehörde Steinfurt abzuholen.

Anschrift:  
Kreispolizeibehörde Steinfurt 
Direktion Zentrale Aufgaben 
Frau Müller 
Liedekerker Str. 70 
48565 Steinfurt

Hinweis:
Gemäß § 10 Absatz 2 Satz 7 LZG NRW gilt das Schrift-
stück als zugestellt, wenn seit dem Tag des Aushangs dieser 
Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird 
darauf hingewiesen, dass mit dieser Zustellung des Schrift-
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stücks durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen.

Steinfurt, 01.04.2020 Im Auftrag 
 gez. Müller

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 223-224

93  Haushaltssatzung des Zweckverbandes „Schie-
nenpersonennahverkehr (SPNV) Münsterland“ 
für das Haushaltsjahr 2020

Aufgrund der §§ 8, 18 und 19 des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621) zuletzt geändert 
durch GO-Reformgesetz vom 20.09.2007 in Verbindung 
mit den §§ 75 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 24.06.2008 und der §§ 6 Abs. 2 und 10 Abs. 1 der 
Satzung des Zweckverbandes SPNV Münsterland (ZVM) 
hat die Verbandsversammlung des ZVM mit Beschluss vom 
25.02.2020 folgende Haushaltssatzung erlassen:

 
§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes voraus-
sichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächti-
gungen enthält, wird 

- im Ergebnisplan mit dem

 Gesamtbetrag der Erträge auf 4.111.513 €
 Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 4.107.113 €

- im Finanzplan mit dem

  Gesamtbetrag der Einzahlungen a. d. lfd. Verwaltungs- 
ätigkeit auf 4.090.013 €

  Gesamtbetrag der Auszahlungen a. d. lfd. Verwaltungstä-
tigkeit auf 4.086.613 €

mit dem Gesamtbetrag der  

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf  0 €
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf  17.500 €

mit dem Gesamtbetrag der

Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf  0 €
Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf  0 €

festgesetzt.
 

§ 2

Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Eine Verringerung der Ausgleichsrücklage sowie eine  
Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich des 
Ergebnisplans sind nicht erforderlich.

§ 5

Kredite zur Liquiditätssicherung sind nicht vorgesehen.

§ 6

Eine Verbandsumlage wird nicht erhoben.

§ 7

Ein Haushaltssicherungskonzept entfällt.

§ 8

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 Abs. 2 Gemeindeordnung 
NRW erheblich, wenn sie im Einzelfall mehr als 50 % des 
Ansatzes ausmachen, mindestens aber 50.000 € betragen.

Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 50.000 € übersteigen. Erhebliche Aufwen-
dungen und Auszahlungen bedürfen der vorigen Zustim-
mung der Verbandsversammlung.

Über- oder außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen für im Zuge des Jahresabschlusses erforderliche Ab-
schlussbuchungen sind unabhängig von der Größenordnung 
als unerheblich anzusehen.

 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Jahr 2020 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Das erforderliche Anzeigeverfahren bei der Bezirksregie-
rung Münster ist abgeschlossen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a.  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b.  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c.  der Verbandsvorsteher hat den Beschluss der Verbands-
versammlung vorher beanstandet oder

d.  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Zweckverband vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsachen bezeichnet, die den 
Mangel ergeben.

Münster, 30. März 2020

Dr. Klaus Effing 
Verbandsvorsteher

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 224









Amtsblatt
für den Regierungsbezirk Münster

Bezirksregierung Münster

48128 Münster

Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die 
 Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – in 48128 Münster zu richten. – Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger 
erscheint wöchentlich. Redaktionsschluss: Freitag 10.00 Uhr. – Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich 
51,00 €. Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €. Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 0,50 € 
Versandkosten erhoben. Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 2,00 € Versandkosten, werden Ende des Jahres per 
Rechnung ausgewiesen.

Abonnementsbestellungen und – Kündigungen wie folgt:
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04.
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10.

Bezug durch die Bezirksregierung Münster
Domplatz 1-3, 48143 Münster,
Auskunft erteilt Frau Brockmeier, Tel. 0251-411-1097
Email: poststelle@brms.nrw.de

Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Münster  
Druck, Vertrieb und Herausgeber: Bezirksregierung Münster


